
PERSONALRATSWAHL 2026

„Nicht zuschauen. Entscheiden.“ 
Personalratswahl 2026
Jetzt zählt deine Stimme für deine GdP!

Jetzt geht es um unseren Rückhalt. Unser kollektiver Wahlaufruf zur 
 Personalratswahl 2026. Polizei Hamburg – GdP Hamburg. 
Der Druck wächst – unsere Antwort muss klar sein!

GdP Hamburg

Diese Wahl entscheidet über 
Mitbestimmung – oder Stillstand

Kolleginnen und Kollegen, die Belastung 
wächst. Der Druck steigt. Personal fehlt, 
Dienste verdichten sich, Verantwortung wird 
immer größer – und allzu o�  entsteht der 
Eindruck, dass Entscheidungen über unsere 
Köpfe hinweg getro� en werden. Genau des-
halb sagen wir klar und unmissverständlich:

Jetzt ist nicht die Zeit für 
Gleichgültigkeit – 
jetzt ist die Zeit für Haltung

Die Personalratswahl 2026 ist ein Macht-
faktor. Sie entscheidet darüber, ob wir als 
Beschä� igte der Polizei Hamburg gehört 
werden  – oder nur funktionieren sollen. 
Sie entscheidet darüber, ob Missstände 
benannt und angegangen werden oder ob 
sie weiter hingenommen werden müssen. 

Und sie entscheidet darüber, ob Mitbestim-
mung ernst genommen wird oder zur blo-
ßen P� ichtübung verkommt.

Nicht wählen heißt: 
anderen das Feld überlassen

Als GdP Hamburg stehen wir für eine Po-
lizei, die den Rücken frei hat. Nicht nur im 
Einsatz – sondern auch im Dienstalltag.

#rueckenfrei bedeutet für uns:
• Rückhalt, wenn Belastung zur Dauer-

belastung wird
• Rückhalt, wenn Personal fehlt und Dienste 

kaum noch aufzufangen sind
• Rückhalt, wenn Führung versagt oder

Strukturen nicht funktionieren
• Rückhalt, wenn Kolleginnen und Kolle-

gen Unterstützung brauchen – und  keine 
Ausreden

• #rueckenfrei ist kein Schlagwort – es ist
unser Anspruch

Wir kommen aus dem Dienst – 
und wir sind bereit zu kämpfen

Wir wissen, wovon wir reden. Unsere Kandi-
datinnen und Kandidaten stehen mitten im 
Dienst. Sie erleben täglich, was gut läu�  – und 
was längst nicht mehr tragbar ist. Sie kennen 
die Realität in den Revieren, in den Dienststel-
len, in der Sachbearbeitung und in der Verwal-
tung. Wir wollen keinen Personalrat, der nickt. 
Wir wollen einen Personalrat, der kämp� .

Worum es konkret geht

Wir kämpfen für:
• mehr Personal statt Dauerüberlastung
• verlässliche Dienstzeiten statt Impro visation
• faire Bezahlung statt leerer Versprechen
• starke Ausbildung statt Verschleiß von

Anfang an
• klare Strukturen statt Chaos auf dem

 Rücken der Beschä� igten

Wir halten euch den #rueckenfrei
im Einsatz, im Büro, in den Verhandlungen 
auf der Chefetage.

Hamburg
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Das alles fällt nicht vom Himmel. Es wird 
nur erreicht, wenn wir geschlossen au� re-
ten.

Deine Stimme ist Rückhalt – für alle
• Geht wählen!
• Gebt eure Stimme der GdP Hamburg und 

ihrer Liste!

Eine starke Wahlbeteiligung ist kein Sym-
bol – sie ist Druck. Druck auf Entschei-
dungsträger. Druck auf die Behördenlei-
tung. Druck auf die Politik. Nicht wählen 
heißt: anderen das Feld überlassen.

Wählen heißt: 
Verantwortung übernehmen

Jetzt ist der Moment! Wir wollen eine Poli-
zei Hamburg, in der niemand alleine steht. 
In der Pro bleme nicht kleingeredet werden. 
In der Interessenvertretung unbequem sein 
darf – und muss.

Am Wahltag gilt: Kreuz setzen. Haltung 
zeigen. Rücken stärken.
• GdP Hamburg wählen!
• Personalrat stark machen!

Gemeinsam #rueckenfrei!

Eure Kandidatinnen und Kandidaten
der GdP Hamburg
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Anzeige

INNERE SICHERHEIT

GdP Hamburg nach Schüssen in Barmbek: „Solche Lagen zeigen, 
wie wichtig starke Polizeipräsenz in den Stad� eilen ist“

Nach der nächtlichen Schießerei in Hamburg-Barmbek, bei der mehrere Schüsse 
abgegeben wurden und die Polizei eine umfangreiche Fahndung einleitete, warnt 
die Gewerkscha�  der Polizei (GdP) Hamburg vor einer weiteren Schwächung der 
polizeilichen Präsenz in den Stad� eilen.

„Solche Einsatzlagen sind 
keine Ausnahme mehr“

„Wenn in einem dicht besiedelten Wohngebiet 
am späten Abend Schüsse fallen, zeigt das er-
neut, wie schnell sich gefährliche  Situationen 
entwickeln können“, sagt Lars Osburg, stell-

vertretender Landesvorsitzender der GdP 
Hamburg.  „Solche Lagen sind längst keine 
Ausnahme mehr – und sie verlangen eine Po-
lizei, die personell stark genug ist, sofort und 
mit ausreichenden Krä� en zu reagieren.“

GdP warnt vor absehbaren 
Sparmaßnahmen

Die GdP betont, dass sich derzeit politische 
Signale abzeichnen, die auf mögliche Ein-
sparungen bei der Polizei hindeuten. „Ge-
rade solche Vorfälle machen deutlich, wie 
fatal jeder Gedanke an Kürzungen wäre“, 
so Osburg. „Wer jetzt spart, nimmt in Kauf, 
dass wir in kritischen Momenten weniger 
Krä� e zur Verfügung haben. Das gefährdet 
die Sicherheit in den Stadtteilen.“

Starke Präsenz 
verhindert Eskalation

Die Gewerkscha�  weist darauf hin, dass 
eine sichtbare und ausreichend besetzte 

Polizei vor Ort entscheidend ist, um Stra� a-
ten zu verhindern, Täter schnell zu  stellen 
und das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung 
zu stärken. „Die Kolleginnen und Kollegen 
haben in Barmbek schnell und professionell 
reagiert – aber solche Einsätze gelingen nur, 
wenn genug Personal verfügbar ist“, erklärt 
Osburg. „Eine Stadt wie Hamburg braucht 
eine Polizei, die in der Fläche präsent ist und 
nicht nur auf dem Papier existiert.“

GdP fordert klare 
politische Zusage

Die GdP erwartet vom Senat ein eindeuti-
ges Bekenntnis zur Stärkung der Polizei. 
„Wir brauchen keine Sparrunden, sondern 
eine klare Zusage, dass die Polizei Ham-
burg nicht ausgedünnt wird“, betont Os-
burg. 

„Die Menschen in dieser Stadt haben An-
spruch auf Sicherheit – und die Kolleginnen 
und Kollegen haben Anspruch auf ausrei-
chende Ressourcen, um genau diese Sicher-
heit zu gewährleisten.“ I

Wir halten euch den #rueckenfrei
im Einsatz, im Büro, in den Verhandlungen 
auf der Chefetage.
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Keine Arbeitszeiterhöhung auf eure Kosten.
Wir halten Euch den #rueckenfrei

Die Realität im Dienst
Unsere Belastung ist längst am Limit:

• hohe Einsatzdichte

• Schichtdienst, Wochenenden, Feiertage

• wachsende Aufgaben

• hohe Überstundenberge

Wer jetzt die Arbeitszeit erhöht, löst kein Problem. Er verschärft es.
Eine Arbeitszeiterhöhung hätte klare Folgen:
• mehr Überlastung statt Entlastung
• weniger Erholung und steigende gesundheitliche Risiken
• zusätzliche Belastung für Familie und Privatleben

Und am Ende: 
Weniger Attraktivität für den Polizeiberuf, höhere Risiken für Kolleginnen und Kollegen und 
weniger Sicherheit für Hamburg.

Wir fordern:  Ein klares Nein zur Arbeitszeiterhöhung.
Gegen Mehrbelastung ohne Ausgleich.
Für eure Gesundheit und nötige Erholung.
Für faire Arbeitsbedingungen im Dienst.

Nachdem Bremen angekündig hat die Arbeitszeit für Beamtinnen und Beamte zu erhöhen, 
wächst in Hamburg die Sorge: Kommt dieser Schritt jetzt auch bei uns?
Für uns ist klar: Eine Arbeitszeiterhöhung ist keine Lösung.

Wir halten euch den #rueckenfrei
im Einsatz, im Büro, in den Verhandlungen 
auf der Chefetage.
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Wir halten euch den #rueckenfrei
im Einsatz, im Büro, in den Verhandlungen 
auf der Chefetage.
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Information für Mitglieder der DGB-Gewerkschaften 
im öffentlichen Dienst der Freien und Hansestadt Hamburg

Anpassung der Besoldung und 
Versorgung: Beratungen noch 
nicht abgeschlossen

Die Übertragung des Tarifergebnisses auf 
die Besoldung und Versorgung lässt in Ham-
burg noch auf sich warten. Nach Informa-
tionen des DGB sind die internen Beratun-
gen aufseiten des Senats noch nicht abge-
schlossen. Die Gewerkschaften des DGB 
haben sich mit der Tarifgemeinschaft deut-
scher Länder bereits am 14. Februar 2026 auf 
einen Tarifabschluss für die Beschäftigten 
der Länder geeinigt. Der DGB hat den Senat 
zu einer schnellen zeit- und wirkungsglei-
chen Übertragung des Tarifergebnisses auf 
die Besoldung und Versorgung aufgefordert.

Die Übertragung des Tarifergebnisses ge-
staltet sich kompliziert, ist in diesem Kon-
text doch auch eine amtsangemessene Ali-
mentation zu prüfen und durch den Senat 
nachzuweisen.

Erstmalig zu beachten ist dabei die im 
November 2025 veröffentlichte Grundsatz-
entscheidung des Bundesverfassungsge-
richtes zur amtsangemessenen Alimentati-
on. Das Bundesverfassungsgericht hat im 
Rahmen dieser Entscheidung anhand der 
Berliner Beamtenbesoldung neue Maßstä-
be für eine verfassungskonforme Besoldung 
formuliert.

Gewerkschaften werden im Mai 
am Gesetzesentwurf beteiligt

Für die Übertragung des Tarifergebnisses 
auf die Besoldung und Versorgung ist ein 
eigenes Gesetzgebungsverfahren erforder-
lich. Aktuell ist Mitte Mai 2026 mit einer ers-
ten Senatsbefassung und anschließend mit 
der Einleitung eines beamtenrechtlichen Be-
teiligungsverfahrens zu rechnen. Die Spit-
zenorganisationen der Gewerkschaften DGB 
und dbb können dann zu dem Gesetzesent-
wurf Stellungnahmen abgeben und Gesprä-
che führen. Die Bürgerschaft soll noch vor 
der Sommerpause erreicht werden. Eine 
rückwirkende Auszahlung der Erhöhungen 
soll noch im Jahr 2026 erfolgen.

Senat steht beim Tarifergebnis 
im Wort

Bei der Übertragung des Tarifergebnisses 
steht der Senat im Wort. Der Koalitionsver-
trag von SPD und Grünen für Hamburg von 
April 2025 sieht auf Seite 9 vor: „Tarifver-
träge werden weiterhin zeit- und wirkungs-
gleich auf die Beamt*innen übertragen (Ta-
rifgarantie).“

Der Finanzsenator hat am 17. Febru-
ar 2026 verkündet: „Hamburg bereitet die 
Übertragung des Tarifergebnisses auf die 
Beamtinnen und Beamten und Versorgungs-
empfängerinnen und -empfänger unter Be-
rücksichtigung der aktuellen Rechtspre-
chung zur amtsangemessenen Alimentati-
on vor.“

Offen ist jedoch die Frage, wie die amts-
angemessene Alimentation gewährleistet 
werden soll und welche Nachbesserungs-
bedarfe aus Sicht des Senats bestehen.

Gewerkschaften formulieren 
Erwartungen

Im Vorfeld des anstehenden Gesetzgebungs-
verfahrens haben der DGB und seine Ge-
werkschaften ihre Erwartungen formuliert. 
Eine zeit- und wirkungsgleiche Übertragung 
des Tarifergebnisses auf die Besoldung und 
Versorgung würde bedeuten:
• Die Besoldungstabellen würden ab dem

1. April 2026 um 2,8 Prozent, mindestens 
jedoch um 100 Euro monatlich, erhöht
werden. Ab dem 1. März 2027 würde die
Besoldung um weitere 2,0 Prozent und ab 
dem 1. Januar 2028 um weitere 1,0 Prozent 
erhöht. Dies hätte Auswirkungen auf die
Höhe der Versorgung.

• Die Bezüge der Anwärter*innen würden
ab dem 1. April 2026 um einen Festbetrag 
in Höhe von 60 Euro, ab dem 1. März 2027 
um einen weiteren Festbetrag in Höhe
von 60 Euro und ab dem 1. Januar 2028
um einen weiteren Festbetrag in Höhe
von 30 Euro erhöht.

• Die Wechselschichtzulage in der Er-
schwerniszulagenverordnung würde auf 

200 Euro steigen, die Schichtzulage auf 
100 Euro.

• Der DGB fordert, dass die linearen Erhö-
hungen nach dem Vorbild Schleswig-Hol-
steins und Mecklenburg-Vorpommerns
auch für alle Stellenzulagen und alle Er-
schwerniszulagen gelten.

Neben der Übertragung des Tarifergebnisses 
ist mit dem kommenden Besoldungs- und 
Versorgungsanpassungsgesetz mindestens 
für die Jahre 2026 bis 2028 eine amtsange-
messene Alimentation zu gewährleisten. Der 
DGB fordert in diesem Zusammenhang, dass 
die Angleichungszulage über das Jahr 2025 
hinaus entfristet und in die Besoldungsta-
belle eingebaut wird. Durch den Einbau in 
die Tabelle würden auch Versorgungsemp-
fänger*innen von der Angleichungszulage 
profitieren.

Die Angleichungszulage wurde in Ham-
burg für die Jahre 2021 bis 2025 befristet ein-
geführt, um eine amtsangemessene Alimen-
tation zu sichern. Sie wird bisher nur an die 
aktiven Beamt*innen ausgezahlt. Nach dem 
bisherigen Stand wurde die Angleichungs-
zulage Ende 2025 zum letzten Mal gezahlt. 
Eine Regelung für das Jahr 2026 ist offen.

Umgang mit Versorgung 
ist offen

Bei einer Übertragung des Tarifergebnisses 
würden die Versorgungsempfänger*innen 
nur von der linearen Erhöhung der Besol-
dungstabellen profitieren. Hinsichtlich der 
amtsangemessenen Alimentation ist der 
Umgang mit der Versorgung offen. 

Nach wie vor gibt es keine Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichtes zu einer 
amtsangemessenen Alimentation im Be-
reich der Versorgung. Insbesondere bei der 
Versorgung kommt es damit auf politischen 
Druck an. Der DGB und seine Gewerkschaf-
ten werden sich im Rahmen des kommenden 
Besoldungs- und Versorgungsanpassungs-
gesetzes für eine Berücksichtigung der Ver-
sorgungsempfänger*innen starkmachen 
und hierfür Vorschläge vorlegen.  I

Wir halten euch den #rueckenfrei
im Einsatz, im Büro, in den Verhandlungen 
auf der Chefetage.
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AUS DEM SENIORENBEREICH

Terminankündigung und mein Führerscheintausch

Es war so weit, mein Kartenführerschein, ausgestellt im September 2000, stand 
zum Tausch an. Schon vorher hatte ich von einer mehrmonatigen Wartezeit für 
den Termin beim Landesbetrieb Verkehr gehört, also noch im Januar angemeldet 
und am Gründonnerstag dann der Termin. Zwei Monate warten, war in Ordnung.

Michael Rath
Seniorenvorstand

Es war spannend, 
so viel steht fest!

Die Bestätigung kam per Mail mit einer 
Handlungsanweisung: 
• Aktuelles Passbild, Personalausweis und 

Führerschein mitbringen; klar!
• Termin ist nicht übertragbar, Vertretung

nicht möglich; nachvollziehbar!
• Eincheckautomat Gebäude D, 2. Stock;

danke für den Hinweis.
• Frühestens 15 Minuten vor dem Termin

einchecken, Bearbeitung ist sonst nicht
möglich; erschließt sich einem nicht
wirklich!

• Auf die Aufruftafel achten, dann den Hin-
weisen folgen; ja!

• Bei Verspätung ist ein neuer Termin er-
forderlich; na ja, ist das Kundenorientie-
rung?

• Bei mehrfach gebuchten Terminen ent-
fällt der erste; soll wohl Mehrfachtermi-
nierung vermeiden!

• Es gibt kaum Parkplätze, daher ÖPNV
nehmen; sinnvoll!

Dann war es so weit, Anfahrt per Motorrol-
ler (damit findet man immer einen Platz), 
auf dem Gelände eigener Motorradstell-
platz mit freien Plätzen, diverse freie Pkw-
Plätze hätte es auch gegeben. Dann im Ge-
bäude typischer Behördencharme: 2. Etage, 
lange Stuhlreihen immer an der Wand ent-
lang und viele Wartende, 12:30 Uhr der Ter-
min naht und … der Aufruf kommt. Ich bin 
beeindruckt!

Nach der Begrüßung überreiche ich 
den Ausweis, den Führerschein und das 

wenige Tage zuvor beim Fotografen ge-
fertigte Passbild. Ein kritischer Blick der 
Sachbearbeiterin auf das Bild und den 
Ausweis, sie vergleicht die Bilder, dann 
ein Kopfschütteln „das Bild ist zu alt, das 
geht nicht, ist ja das gleiche Bild“. Zu-
nächst empfinde ich eine leichte Empö-
rung, dann aber der Gedanke, ich habe 
mich wohl nicht viel verändert in den 
letzten sieben Jahren. Mit einem Schmun-
zeln erfolgt mein Hinweis auf Abweichun-
gen und damit dann bei ihr die Akzeptanz 
des Bildes. Jetzt noch sechs Wochen war-
ten, dann einen neuen Termin für das Ab-
holen. Ich hatte mich gegen eine sofortige 
Entwertung aufgrund einer anstehenden 
Urlaubsfahrt ins Ausland entschieden. In 
15 Jahren gehe ich zur Verlängerung des 
nunmehr befristeten Führerscheins, ob 
mir dann beim Bild das Gleiche passiert?

Fazit: Wenn der Tausch ansteht, viel-
leicht etwas zeitgerechter planen. Hinweise 
für die Termine gibt es auf zahlreichen Sei-
ten im Internet.

Das nächste Mitgliedertreffen 
am 12. Mai 2026

Unser nächstes Mitgliedertreffen findet am

Dienstag, dem 12. Mai 2026, um 15 Uhr

in der Kantine des Polizeipräsidiums statt. 
Ihr seid dazu herzlich eingeladen. Es ist 
noch offen, ob wir an diesem Tag einen Re-
ferenten haben. Wir werden zeitgerecht per 
Newsletter informieren. Die Kantine hat, 
wie üblich, bis 15 Uhr geöffnet, zeitgerech-

tes Kommen sichert ggf. noch eine Tasse Kaf-
fee oder Ähnliches. Bitte denkt auch an eu-
ren Mitgliederausweis für die Einlasskont-
rolle. Wir freuen uns auf den kommenden 
Termin und hoffen auch von eurer Seite auf 
eine rege Teilnahme.

Bitte notiert euch schon den 9. Juni vor. 
Zu Gast haben wir die ZPD mit einem Vor-
trag zur neuen App „dBeihilfePlus“. In die-
sem Zusammenhang können auch inhaltli-
che Fragen gestellt werden.

Wir planen im Juni einen Aus-
flug nach Travemünde. Zurzeit laufen 
die Vorbereitungen, mit hoher Wahr-
scheinlichkeit wird es der 18. Juni wer-
den. Wir werden zeitgerecht per News-
letter zu Einzelheiten, Anreise und Kos-
ten informieren. Wer sich vorher schon 
informieren möchte, kann dieses auf  
https://dergrenzspaziergang.de vorneh-
men.

Wir freuen uns auf die kommenden Termi-
ne!  I

Wir halten euch den #rueckenfrei
im Einsatz, im Büro, in den Verhandlungen 
auf der Chefetage.
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